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Stellungnahme zum Entwurf der NSG-Verordnung zur Sicherung des auf dem Braunschweiger Stadtgebiet liegenden Anteils des FFH-Gebiets Nr. 101 „Eichen-Hainbuchenwälder zwischen Braunschweig und Wolfsburg“
Sehr geehrte Damen und Herren,

die BUND Kreisgruppe Braunschweig ergänzt ihre Stellungnahme vom 15. Juni 2020 zum Entwurf der NSG-Verordnung zur Sicherung des auf dem Braunschweiger Stadtgebiet liegenden Anteils des FFH-Gebiets Nr. 101 „Eichen-Hainbuchenwälder zwischen Braunschweig und Wolfsburg“ wie folgt und macht weitere Einwendungen geltend. Der BUND behält sich vor, zu den hier vorgebrachten Bedenken und Anregungen weitere Ausführungen und Begründungen nachzureichen, die dem Zweck dienen, den Entwurf rechtssicher zu machen und die Schutzziele zu erreichen. Die Stellungnahme wird aufgrund von § 10 f Satz 2 der „Satzung für den Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) Landesverband Niedersachsen e.V. (Teil A)“ auch im Namen des BUND Landesverbandes Niedersachsen e.V. abgegeben.
Zu §2 Schutzzweck:
(3)c: Der angestrebte Anteil von Altholz von 35 % sollte wie im Entwurf weiterhin festgelegt 
werden, um einer Verschlechterung des Erhaltungszustands vorzubeugen.


Entsprechend sollte unter den gegebenen Bedingungen die Bestimmung in §4 Freistellungen 
„... auf Waldflächen mit wertbestimmenden Lebensraumtypen, die nach dem Ergebnis der 
Basiserfassung den Erhaltungszustand „A“ aufweisen, soweit...“ nicht gestrichen werden, auch 
wenn aktuell Waldbereiche mit dieser Einstufung auf der Fläche des zukünftigen NSG nicht 
vorhanden sind (und der BUND eine Kategorisierung in die Erhaltungszustände A, B und C 
grundsätzlich ablehnt). Mit der Streichung dieser Passage wird das von der FFH-Richtlinie 
ausdrücklich vorgegebene Verbesserungsgebot missachtet.

Zu §4 Freistellungen:
(4)f: Die Freistellung der punktuellen Anwendung von Pflanzenschutzmittel ohne Genehmigung der 
Naturschutzbehörde und deren flächenhafte Anwendung nach Genehmigung entspricht nicht 

den Entwicklungszielen und widerspricht dem Niedersächsischen Weg für Artenschutz. Die 
ursprüngliche Formulierung, die auch in der Begründung beschrieben wird, sollte beibehalten 
werden.

Zur Begründung:
In der Begründung zur Freistellung §4 (5) – Forstwirtschaft legen Sie dar, dass „...von dieser Nutzungsform auch positive Auswirkungen auf den Schutzzweck und die Erhaltungsziele ausgehen.“ Wir bitten um eine detailliertere Begründung dieser These, da wir davon ausgehen, dass der für den Natur- und Bodenschutz optimale Zustand der unbeeinflusste und natürliche Dauerwald ist, in dem alle ökologische Funktionen erfüllt sind.

Die Forstwirtschaft mit ihrer bisherigen Bewirtschaftungsform (z. B. Kahlschläge, engmaschiges  Netz von Rückegassen mit Bodenverdichtung und entsprechender Verringerung der Wasserspeicherkapazität der Böden sowie Schädigung der Mykorrhiza, falsche Baumartenauswahl, ...) hat in erheblichem Maß dazu beigetragen, dass der Wald dem derzeitigen Klimawandel wenig entgegen zu setzen hat.

Für Rückfragen stehen wir gerne zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Eva Goclik (BUND-Kreisgruppe Braunschweig, 1. Vorsitzende) 
